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Die Gasumlage ist unsozial und ungenau 
 
Die Christliche Gewerkschaft Metall kritisiert die von der Bundesregierung 
beschlossene befristete Gasumlage als ungerecht und ungenau. Der CGM-
Bundesvorsitzende Reiner Jahns findet es unsozial, dass für Endverbraucher die 
Kosten explodieren sollen während Konzerne satte Gewinne einfahren und von der 
Umlage profitieren. 
 
Die Bundesregierung hat beschlossen, dass ab dem 1. Oktober Gasimporteure ihre Mehrkosten 
durch eine Umlage auf die Verbraucher abgeben können. Der CGM-Bundesvorsitzende Reiner 
Jahns sieht hier eine extreme Mehrbelastung auf die Bürger zurollen. „Die Gasumlage wird die 
Leute hart treffen. Wir leben hier nicht in südlichen Ländern. Wir müssen im Winter heizen.“ 
Auch betrifft die Umlage, wie Jahns deutlich macht, nicht nur die direkt vom Gas abhängigen 
Endverbraucher. „Diese Umlage wird die Inflationsrate kräftig ankurbeln. Das betrifft alle. Und 
wenn zum Beispiel Lebensmittel durch die Bank teurer werden, leiden dann besonders die sozial 
Schwächsten darunter.“ 
 
Angesichts der möglichen Alternativen hält Jahns die Gasumlage für den völlig falschen Weg. 
„Eine Energiepreisdeckelung und dann im Extremfall eine staatliche Unternehmensrettung aus 
Steuergeldern wäre da wahrscheinlich die sozialere und sauberere Lösung gewesen. So trifft es 
durch die explodierenden Kosten die Kleinen unproportional hart.“ 
 
Auch zweifelt Jahns, ob eine Rettung für den Großteil der Unternehmen, welche Gelder aus 
der Umlage beantragt haben, überhaupt notwendig ist. „Klar muss ein Kollaps unserer 
Gasversorgung verhindert werden. Aber solange ein Konzern wie die österreichische OMV 
seinen Aktionären hohe Dividenden auszahlen kann, muss er nicht gerettet werden.“ 
 
Dass Konzerne, die gar nicht darauf angewiesen sind, von der Umlage profitieren können, 
findet der CGM-Bundesvorsitzende höchst unmoralisch. „Selbst Unternehmen wie RWE, die 
sehen wie unmoralisch diese ganze Geschichte ist, müssen ihre Rechtsansprüche wahren und 
geltend machen. Sollten das wirklich die Folgen sein, ist der Gasumlage handwerklich schlecht 
gemacht und kommt die Bürger teuer zu stehen.“ 
 
Bei solchen Aussichten hat Jahns eine klare Meinung zu den Plänen der Ampel-Koalition. „Die 
Gasumlage ist ein ungenaues und ungerechtes Instrument. Klar, Energie muss bezahlbar sein. 
Aber es kann nicht sein, dass die Kosten plötzlich für den Endverbraucher explodieren und 
Konzerne alle Risiken externalisieren können. Das ist unsozial!“ 


